
oder subjektiv ungewöhnlich schwierigen Prozeß 
handelt.

c) Außerdem gibt es auch Mittellösungen, die sowohl 
dem Interesse des Staatshaushalts als auch den Be­
dürfnissen unserer Werktätigen gerecht werden. Oft 
ist eine teilweise Kostenbefreiung nach § 115 Abs. 2 
ZPO das richtige Mittel. Von dieser Möglichkeit ist 
bisher zu wenig Gebrauch gemacht worden. Das be­
rüchtigte „Ganz oder gar nicht“ ist bei der Prüfung 
von Kostenbefreiungsanträgen oft noch weniger am 
Platze als bei der Sachentscheidung.

Gewisse Schwierigkeiten ergeben sich, wenn teilweise 
Befreiung von den Anwaltskosten gewährt werden soll. 
Um diesen Schwierigkeiten, die hier nicht näher be­
handelt werden sollen, aus dem Wege zu gehen, wird 
es in der Regel am besten sein, entweder Befreiung 
von den Gerichtskosten oder von den Anwaltsgebühren 
zu erteilen, was die Praxis, soweit sie von dieser Mög­
lichkeit überhaupt Gebrauch macht, auch meist tut. Das 
setzt allerdings voraus, daß der Antragsteller in der 
Lage ist, wenigstens eine dieser Kostengruppen voll zu 
tragen. Welche Kostengruppe die höheren Aufwen­
dungen verursacht, läßt sich bei der Kompliziertheit 
und Unübersichtlichkeit unseres Kostenrechts zu Beginn 
der Sache oft nicht mit Bestimmtheit sagen. Bei den 
für unsere Werktätigen meist in Betracht kommenden 
Streitwerten werden die Anwaltsgebühren allerdings 
regelmäßig höher sein. Die Befreiung von den Anwalts­
gebühren bedeutet also in der Regel die größere Er­
leichterung. Auch im Interesse des Haushalts ist diese 
Lösung die bessere. Die nach dem Armenanwaltsgesetz 
aus dem Haushalt zu bezahlenden Gebühren sind, von 
den kleinsten Streitwerten abgesehen, geringer als die 
Gerichtskosten.

d) Eine wesentliche Erleichterung kann auch darin 
bestehen, daß die Bezahlung der Kosten in Raten be­
willigt und damit ein Mittelding zwischen der vollen 
und der teilweisen Kostenbefreiung geschaffen wird. 
Leider wird von dieser durchaus zweckmäßigen Ein­
richtung viel zu wenig Gebrauch gemacht, obwohl ge­
rade die Gewährung von Raten oft die besten Mög­
lichkeiten gibt, einen Ausgleich zwischen den Interessen 
des Staatshaushalts und den Bedürfnissen der Werk­
tätigen zu schaffen.

Zweifel können sich darüber ergeben, ob die raten­
weise Bezahlung der Anwaltsgebühren durch den Rich­
ter bewilligt werden kann. Das dürfte in der Form zu­
lässig sein, daß der Staat dem bei geordneten Anwalt 
für seine Gebühren nach dem Armenanwaltsgesetz 
haftet und diese bei Nichtbezahlung beim Kosten­
schuldner einziehen kann, während bezüglich der Dif­
ferenz zwischen den Gebühren nach dem Armenanwalts­
gesetz und der Rechtsanwaltsgebührenordnung ein be­
sonderes Verhältnis zwischen Anwalt und Klient ge­
schaffen wird, wonach der Anwalt zur Übernahme bzw. 
Fortsetzung der Vertretung nur bei Einhaltung der 
Raten verpflichtet ist. Der Anwalt wird dadurch nur 
besser gestellt, als es dem Armenanwaltsgesetz ent­
spricht, so daß diese Lösung zulässig sein dürfte.

6. Sehr bemerkenswerte Möglichkeiten, die noch 
übrigbleibenden Härten und Unbilligkeiten des gelten­
den Kostenrechts im Verwaltungswege zu beseitigen, 
schafft die Anordnung des Ministers der Justiz vom 
25. März 1954 (GBl. S. 315) über Stundung und Erlaß 
von Kosten im Bereich der Justiz14).

In Westdeutschland macht sich dagegen die Tendenz 
bemerkbar, die Kosten durch landesrechtliche Zuschläge 
wesentlich zju erhöhen; das ist zum Beispiel in Ham­
burg und in Niedersachsen der Fall.

III
Abgesehen von der wesentlich verbesserten wirt­

schaftlichen Lage unserer Werktätigen und den weit­
gehenden Abhilfemöglichkeiten durch Gewährung der 
einstweiligen Kostenbefreiung und die Anwendung der 
Anordnung über Stundung und Erlaß von Kosten ent­
hält das Kostenrecht auch einige Vorschriften, die für 
besondere Fälle gewisse Erleichterungen vorsehen. Al­
lerdings sind diese „Erleichterungen" zum Teil recht 
zwiespältiger Natur und bedürfen daher einer beson­
deren Untersuchung.

«) vgl. Koch ln NJ 1954 S. 236.

1. Nach §10 Abs. 1 Satz 2 GKG und §13 Abs. 4 
MSchG ist bei Räumungs- und Aufhebungsklagen über 
Miet- und Pachtverhältnisse als Kosten wert höchstens 
'li des jährlichen Zinses anzunehmen, während vor der 
Neufassung des GKG Streit darüber herrschte, ob in 
diesen Fällen § 3 oder § 6 ZPO anzuwenden sei15). Bei 
Anwendung der Vorschriften der ZPO waren die Ko­
stenwerte auf jeden Fall ungleich höher. Wie ist nun 
diese Großzügigkeit des damaligen Gesetzgebers zu er­
klären? Räumungs- und Mietaufhebungsklagen werden 
der Natur der Sache nach in der Regel vom Hauseigen­
tümer erhoben. Selbst bei vollem Erfolg der Klage war 
die Beitreibung der Kosten von dem exmittierten, ver­
elendeten Mieter meist äußerst zweifelhaft. Die Verbil­
ligung dieses Prozeßtyps war also in der Hauptsache 
ein Geschenk an die Hauseigentümer, die durch das 
Mieterschutzgesetz in ihren „Rechten“ notgedrungen 
ziemlich erheblich eingeschränkt worden waren und 
dafür eine kleine Entschädigung erhalten sollten.

Die kostenrechtlichen Vorschriften betreffend die 
Mietprozesse haben ihre ursprüngliche Bedeutung ver­
loren. Exmittierte, verelendete Mieter, die weder den 
Mietzins noch die Verfahrenskosten bezahlen können, 
gibt es im Gegensatz zu Westdeutschland bei uns nicht 
mehr. Allerdings stören die Bestimmungen des § 10 
Abs. 1 Satz 2 GKG und des § 13 Abs. 4 MSchG auch 
nicht weiter; es ist sogar durchaus zweckmäßig, daß 
dadurch eine klare Bewertungsgrundlage für Mietauf­
hebungsprozesse geschaffen wurde, denn die Vor­
schriften der §§ 3 und 6 ZPO gaben nur sehr labile 
Bewertungsmöglichkeiten und führten zu offensichtlich 
überhöhten Kostenwerten. Es mag dahingestellt bleiben, 
ob de lege ferenda eine etwas höhere Bewertung ange­
zeigt wäre; das könnte einen gewissen erzieherischen 
Wert haben und ungerechtfertigte Klagen auf Aufhe­
bung von Mietverhältnissen, die auch jetzt noch häu­
fig Vorkommen, verhindern. Bemerkenswert ist jeden­
falls, daß das Kostenrecht der Sowjetunion und der 
Volksdemokratien derartige Privilegierungen der Wohn- 
raumstreitigkeiten nicht kennt16).

2. Was die kostenrechtliche Bevorzugung der Unter­
haltsprozesse nach § 10 Abs. 2 GKG anbelangt, so ist 
B r e i t h a u p t 1 7 )  zuzugeben, daß solche Klagen fast 
immer im Armenrecht erhoben werden und daß des­
halb selbst hohe Kostenansätze hier kaum prohibitiv 
wirken können. Dagegen ist die Höhe der Kosten für 
den Unterhaltsschuldner sehr wichtig, zumal völlig er­
folglose Unterhaltsklagen, insbesondere im Verhältnis 
zwischen Vätern und ihren ehelichen Kindern, selten 
sind. Ebensowenig wie die kostenrechtliche Privilegie­
rung der Mietstreitigkeiten in der Hauptsache den In­
teressen der schutzbedürftigen Mieter -diente, bedeutet 
die Vorschrift des § 10 Abs. 2 GKG kaum einen Vorteil 
für die Kinder und Frauen, sondern sie hat sich in der 
Hauptsache als ein Geschenk für die Männer ausge­
wirkt, die vergebens versuchten, sich ihrer Unterhalts­
pflicht ganz oder teilweise zu entziehen.

Auch § 10 Abs. 2 GKG gilt in der Deutschen Demo­
kratischen Republik weiter. Werktätige Unterhalts­
schuldner, die häufig bereits durch die Verpflichtung, 
Unterhaltsrückstände nachzuzahlen, in eine schwierige 
Lage gekommen sind, sollen durch eine übermäßige 
Kostenbelastung in ihrer Arbeitsinitiative und ihrem 
Entwicklungsstreben nicht behindert werden. Insofern 
entspricht die Vorschrift auch den Rechtsanschauungen 
unserer Werktätigen.

Andererseits ist es beachtlich, daß das tschechoslo­
wakische Kostenrecht für Unterhaltsprozesse einen we­
sentlich höheren Kostenwert, nämlich in der Regel die 
dreifachen Jahresbezüge, vorsieht. Das hat insbesondere 
erzieherische Gründe. Wer sich seiner Unterhaltspflicht 
zu entziehen versucht, soll auch mit einem beträcht­
lichen Kostenrisiko rechnen müssen.

Sehr erstrebenswert wäre es, den Unterhaltsklägern 
überhaupt oder wenigstens Minderjährigen als Unter-

15> Friedländer, Grundriß des Anwalts- und Gerichtskosten­
rechtes, Stuttgart 1922.

hi) Nathan tritt in NJ 1947 S. 163, 247 im Hinblick auf die 
nazistische Entstehungsgeschichte und sachliche Unbegründet­
heit der Neufassung des § 10 Abs. 1 GKG für die Anwendung 
dieser Bestimmung in der ursprünglichen Fassung (Kostenbe­
rechnung nach dem Betrag des einjährigen Zinses) ein.

17) Breithaupt, a. a. O.
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